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Wertschätzung ja, aber nicht zu viel
Die Staatsbeiträge für das Liechtenstein-Institut werden nur geringfügig erhöht

Fraktionsübergreifend

herrschte zwar Einigkeit über

den hervorragenden Leistungs-

ausweis des Liechtenstein-In-

stituts. Der Antrag auf einen

«massvoll» erhöhten Landes-

beitrag fiel dennoch dem Spar-

gedanken der Regierung zum

Opfer.

● VON SHUSHA MAIER

Seit 1993 erhält das Liechtenstein-
Institut einen finanziellen Landesbei-
trag, der sowohl Ausdruck der Wert-
schätzung für die von dieser Einrich-
tung betriebene Forschung in der
Rechts-, Politik-, der Wirtschafts- und
Sozialwissenschaft und der Geschich-
te sein soll, als auch das Institut darin
bestärken soll, seine bisherige Arbeit
fortzuführen. Der Finanzausgleich der
ursprünglich, für die Dauer von fünf
Jahren, 400’000 Franken pro Jahr be-
trug, wurde 1998 neu auf 700’000
Franken jährlich, bis zum Jahr 2002,
erhöht.  

Gestern legte die Regierung dem
Parlament den Bericht und Antrag für
eine neue Festlegung der finanziellen
Beteiligung des Landes am Liechten-
stein-Institut vor. Darin wird gefor-
dert, den Landesbeitrag, trotz eines
begründeten Antrags des Liechten-
stein-Instituts um Ausrichtung eines
erhöhten Beitrags von 1’100’000
Franken auf den Betrag von 750’000
festzusetzen, und für die Jahre 2003
bis 2005 zu beschliessen. Die Regie-
rung begründet das mit der sehr guten
finanziellen Lage des Liechtenstein-
Instituts. Zudem hätte der Landesbei-
trag von 700’000 Franken 70 Prozent
der Gesamteinnahmen des Jahres
2001 gedeckt und sei somit deutlich
über dem angestrebten Finanzierungs-
teil des Landes von 50 Prozent gele-
gen, während die Spendeneinnahmen
nur mehr 17 Prozent zur Finanzierung
beigetragen hätten. Aufgrund dieser
Überlegungen und auch aufgrund der
zurückgehenden Staatseinnahmen sei
eine Erhöhung des Landesbeitrags
zum jetzigen Zeitpunkt nicht vertret-
bar.

Staatliche Einmischung in die

Forschung ab einer Million?

VU-Abgeordneter Hugo Quaderer
wies in seinem Votum auf die Wichtig-

keit des Landesbeitrags für den Fort-
bestand des Liechtenstein-Instituts
hin. Die Grundintention der Regie-
rung, das Institut auch weiterhin 
finanziell zu unterstützen, wird daher
von Quaderer begrüsst.

«Das Institut erledigt eine an-
spruchsvolle öffentliche Aufgabe auf
inhaltlich hohem Niveau in einer effi-
zenten Art und Weise», sagte Quade-
rer. Den Argumenten der Regierung,
den Landesbeitrag auf die Hälfte der
Gesamtaufwendungen zu beschrän-
ken, und dem allgemeinen Sparüber-
legungen habe auch das Liechten-
stein-Institut Rechnung getragen und
seine ursprüngliche Forderung von
1’100’000 Franken auf massvolle
900’000 Franken reduziert. Die feh-
lenden Gelder plane das Institut durch
Einsparungen und Reserveabbau zu
finanzieren.

Hugo Quaderer erklärte zudem,
nicht nachvollziehen zu können, war-
um das Land lediglich die Hälfte der
Ausgaben finanzieren könne. Die Ar-
gumente, die Eigeninitiative des Insti-
tuts durch höhere Beiträge zu unter-
graben und dessen Unabhängigkeit zu
gefährden, «würden doch suggerie-
ren, dass sich die Regierung ab einer
gewissen Höhe des Staatsbeitrags ein-
zumischen gedenkt und die Forschung
zu beeinflussen beabsichtigt», sagte
Hugo Quaderer wörtlich.

Wissenschaftsförderung sei eine
staatliche Aufgabe, die in anderen
Ländern mit weit höheren Zuwendun-
gen unterstützt werde. Das deutsche
Max-Planck-Institut etwa werde zu 90
Prozent mit staatlichen Geldern finan-
ziert. Hugo Quaderer forderte des-
halb, dass sich der Staat mit mehr als
50 Prozent der Gesamtaufwendungen
an einer wissenschaftlichen Institution
wie dem Liechtenstein-Institut beteili-
gen müsse. Es sei nicht nur generell
schwierig geworden, neue Finanzie-
rungsquellen zu erschliessen und auch
die privaten Zuwendungen würden die
aktuelle Summe von 500’000 Franken
kaum mehr massgeblich übersteigen,
sondern es dürfe auch keinesfalls ver-
gessen werden, dass der Staat direkt
von den Leistungen des Liechtenstein-
Instituts profitiere. Geschehen sei dies
erst jüngst: Die Arbeit der Historiker-
kommission wäre um einiges kosten-
aufwendiger, könnten die Experten
nicht auf die von Peter Geiger erarbei-
teten Grundlagen über die Zeit in
Liechtenstein während des Zweiten
Weltkriegs zurückgreifen. In diesem
Sinne forderte Hugo Quaderer den

Staatsbeitrag für die Jahre 2003 bis
2005 auf 900’000 Franken festzule-
gen. Unterstützt in diesem Anliegen
wurde der VU-Abgeordnete von sei-
nem Fraktionskollegen Peter Sprenger. 

Keimzelle geistiger Arbeit

Sprenger befand es «schlicht und
einfach kleinlich», würden die gefor-
derten 900’000 Franken nicht gespro-
chen. Das Liechtenstein-Institut wirke
mit seiner geistigen Auseinanderset-
zung und Diskussion befreiend, es
könne als Keimzelle geistiger Arbeit
und Kristallisationspunkt wissen-
schaftlicher Theorien gelten. Fern von
ökonomischen Überlegungen verdiene
das Institut eine Zuwendung in der
Höhe von 900’000 Franken. Ange-
sichts des viel grosszügigeren Um-
gangs mit Mitteln in anderen Berei-

chen sei eine Feilscherei um wenige
Hunderttausend Franken der Wichtig-
keit des Problems nicht angemessen.

Auch Paul Vogt, FL, sprach sich für
eine Erhöhung des Staatsbeitrags in
demselben Masse aus. Er zeigte sich
beeindruckt vom Leistungsausweis
des Liechtenstein-Instituts und stellte
fest, dass das Land durch das Institut
an geistiger Substanz gewonnen habe.

Überaus grosszügig

Volksvertreter der FBP, wie Alois
Beck und Markus Büchel, zeigten sich
weniger gebefreudig. Während Alois
Beck eine Erhöhung der staatliche Zu-
wendungen auf 800’000 Franken als
vertretbar erachtet, findet Markus
Büchel schon die Anpassung auf
750’000 Franken überaus grosszügig.
Ginge die Regierung über diese Sum-

me hinaus, werde das künftig «Tür
und Tor für überzogene Anträge öff-
nen» prophezeite Büchel.

Regierungschef-Stellvertreterin Ri-
ta Kieber-Beck, Inhaberin des Res-
sorts Bildungswesen, äusserte sich po-
sitiv über das Liechtenstein-Institut,
stellte aber klar, am Antrag der Regie-
rung festhalten zu wollen. Dem Land-
tag aber stehe es natürlich frei, den
Betrag in angemessener Höhe festzu-
setzen, sagte Kieber-Beck.

Das geschah schliesslich nicht. So-
wohl der Antrag auf Erhöhung des
Landesbeitrags auf 900’000 Franken
als auch jener, der 800’000 Franken
vorsah, wurde eindeutig verworfen.
Dem Finanzbeschluss der Regierung,
also eine Festsetzung des Landesbei-
trags auf 750’000 Franken für die Jah-
re 2003 bis 2005, wurde mit 21 Stim-
men bei 23 Anwesenden stattgegeben.

Hugo Quaderer, VU-Landtagsabgeordneter: «Wissenschaftsförderung ist eine staatliche Aufgabe, die in anderen Ländern mit weit höheren

Zuwendungen unterstützt wird.» Foto: V.com/Beham

Weiterer Ergänzungskredit für das Namenbuch
Gesamt 1,135 Millionen Franken benötigt

Das Personennamenbuch sieht

in seiner Konzeption eine Auf-

teilung in ein Ortsnamen- und

Namenbuch vor. Das Ortsna-

menbuchs ist 1999 erschienen.

Die Fertigstellung des Perso-

nennamenbuch soll, so die Re-

gierung, die kulturpolitische

Identität des Landes in hohem

Masse fördern. Dazu braucht

es mehr Geld.

● VON INGO KLEINHEISTERKAMP

Im Jahr 1981 beschloss der Histori-
sche Verein die Schaffung eines Na-
menbuches. Mit der Realisierung
wurde Professor Hans Stricker beauf-
tragt. Die Regierung bewilligte da-
mals einen Kredit für die Aufnahme
der Arbeiten. Im Mai 1992 genehmig-
te dann der Liechtensteinische Land-
tag einen Verpflichtungskredit in
Höhe von 1’955’000 Franken, der für
die folgenden Jahre den Abschluss
der Arbeiten am Werksteil I Ortsna-
men (inklusive Vorbereitung der
Drucklegung) sicherstellen konnte.
Damit einher ging die budgetmässige
Etappierung des Gesamtprojekts in
zwei Werksteile. Per 1. Januar 1997
begann damit die Kreditphase Publi-
kation Ortsnamensbuch. Das Buch ist
mittlerweile in einer sechsbändigen

Ausgabe erschienen. Für eine Weiter-
führung des Personennamenbuches
wurde 1996 vom Landtag ein Ver-
pflichtungskredit für die Jahre 1997
bis 2002 in Höhe von 1’316’000 Fran-
ken beschlossen. Das Land trug davon
769’000 Franken, den Rest teilten sich
die Gemeinden auf. Da das Buch im-
mer noch nicht fertig ist, insbesonde-
re fehlt noch die Erforschung der ro-
manischen Namen, beantragte die
Regierung einen weiteren Verpflich-
tungskredit in Höhe von 567’500
Franken. Der gleiche Betrag soll
nochmals von den Gemeinden aufge-
bracht werden. Die Druckkosten sind
in diesem Betrag noch nicht inklu-
diert.

«Immer schwerer 

für die Gemeinden»

Der VU-Landtagsabgeordnete Erich
Sprenger bemängelte in seinem State-
ment, dass bei den aufgelisteten Kos-
ten nicht ersichtlich sei, ob auch die
Sozialbeiträge inkludiert seien. Als
Anmerkung fügte er hinzu, dass es bei
zukünftigen Sparmassnahmen den
Gemeinden immer schwerer fallen
werde, derartige Dinge mitzufinanzie-
ren. 

Der FBP-Abgeordnete Wendelin
Lampert fände es unverantwortlich,
in dieser Phase des Projektes auf-
zuhören. Dennoch hätte er Fragen an
die Regierung: Wie hoch die Gesamt-

kosten und wie hoch die Druckkosten
für das Werk seien. Dem FL-Abge-
ordneten Paul Vogt bereitet das Na-
menbuch «zunehmend Bauchweh».
Der Verpflichtungskredit sei bereits
zweimal verlängert worden. Vor zwei
Jahren habe man gesagt, das Werk
solle in zwei Jahren abgeschlossen
sein, jetzt sei es immer noch nicht fer-
tig. Er fragte, ob das Budget einge-
halten werden würde oder ob die ge-
setzten Ziele eingehalten worden sei-
en. «Ich kritisiere in erster Linie die
fehlende Kontrolle, das geht zunächst
den Historischen Verein an, aber
auch die Regierung», so Paul Vogt.
Ausserdem kritisierte Paul Vogt die
Gehälter der Mitarbeiter. Diese lägen
eindeutig über dem, was für wissen-
schaftliche Mitarbeiter und Leiter üb-
lich sei, so Vogt. An Universitäten wä-
re das Maximum für wissenschaftli-
che Mitarbeiter nicht so hoch, wie ein
Liechtensteiner Gymnasiallehrer
verdienen würde. «Es tut mir Leid,
aber das muss einmal gesagt wer-
den»,  so Vogt. Für Vogt gibt es noch
ein weiteres Problem: Im Namenbuch
werden auch von der Regierung so
genannte «Scherzbildungen», bei-
spielsweise «Rusch Risch» erforscht.
Die Forschungen hätten, so die Re-
gierung, ergeben, dass es sich dabei
um einen oftmals betrunkenen, «be-
rauschten» Mann namens Risch ge-
handelt habe. Für Vogt sind dies kei-
ne Scherzbildungen, sondern diese

seien persönlichkeitsverletzend und
beträfen auch oft die Familien.

Dorothee Laternser (VU) stellte den
Antrag, dass die Vorlage an die Regie-
rung zurückgewiesen werde und die-
se nochmals mit dem Historischen
Verein über ein eventuelles Einspar-
potenzial berate. Dann könne der An-
trag in der Dezembersitzung nochmals
besprochen werden. Dieser Antrag
wurde abgelehnt. Auch Landtagsvize-
präsident Peter Wolff (VU) kritisierte
die hoch angesetzten Gehälter der
Mitarbeiter des Jahrbuches.

Regierungsrat Alois Ospelt vertei-
digte den Antrag. Es sei eine Grund-
satzentscheidung, das Namensbuch
haben zu wollen oder nicht. Derzeit
seien die romanischen Namen noch
gar nicht erforscht, da Liechtenstein
aber über 1’000 Jahre lang zum ro-
manischen Sprachgebiet gehört habe
und viele Namen darin ihren Ursprung
hätten, könne man nicht darauf ver-
zichten. Ohne diese Namen sei das
Werk ein Torso. Es handle sich bei
dem Werk um ein nachhaltiges Kultur-
und Forschungsprojekt. Mit der De-
batte im Landtag sei die letzte Gele-
genheit gekommen, das Werk zu voll-
enden. 

Dem Antrag der Regierung wurde
schliesslich mit 17 Stimmen zuge-
stimmt, die Kosten für einen allfälli-
gen Druck betragen weitere 300’000
Franken, wie Regierungsrat Ospelt
mitteilte.

Nachtragskredite

genehmigt
iyk.- Die sechste summarische

Nachtrags-Kreditvorlage für das lau-
fende Jahr umfasst 4,336 Millionen
Franken. Betragsmässig ins Gewicht
fallen die Mehrausgaben von 1,5 Mil-
lionen Franken für die Gehälter der
allgemeinen Verwaltung. Ein Punkt
sind auch Übersetzungen. Landtagsvi-
zepräsident Peter Wolff (VU) fragte,
welche Übersetzungen dies gewesen
seien. In diesem Zusammenhang
machte er den Vorschlag, diese Über-
setzungen künftig denjenigen Berufs-
tätigen, die damit konfrontiert seien,
via Regierungskanzlei zugänglich zu
machen. Der VU-Abgeordnete Ivo
Klein wollte von Regierungschef Ot-
mar Hasler wissen, wodurch Ein-
sparungen im Verwaltungsbereich er-
zielt worden wären. Ob dies durch
Stellenabbau oder verspätetes Nach-
besetzen von Stellen entstanden sei.
Dorothee Laternser (VU) sagte, es ha-
be über 180 Beschwerden bei der Lan-
dessteuerkommission über Verfügun-
gen der GWK gegeben, teilweise mit
der Begründung, dass die Kammer-
umlagen verfassungswidrig seien. Sie
wollte wissen, ob die Regierung das
abklärt. Regierungschef Otmar Hasler
griff aber den Vorschlag des Land-
tagsvizepräsidenten gern auf und sag-
te, er wolle den Zugang zu den Über-
setzungen ermöglichen. Zu Ivo Klein
meinte der Regierungschef, er sei zu-
versichtlich den Stellenplan einhalten
zu können. Zur Zeit seien 35 Stellen
nicht nachbesetzt worden. Die Regie-
rung sei am Abklären, ob Nachbeset-
zungen notwendig seien.


